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Rechtsanwalt
Dr. Mathias Hellriegel

von Hellriegel
Rechtsanwälte

Quelle: Hellriegel Rechtsanwälte

Öffentliches Recht. Dass eine
Hochhausfassade mindestens zwei Stunden
zur Tag- und Nachtgleiche besonnt ist,
erfüllt allein nicht die Anforderungen an
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse.

OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom
24. Juni 2021, qAz. 2 A 28.17

Keine Abstandsflächenverkürzung
ohne ausreichende Belichtung
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DER FALL

Die Eigentümerin eines Grundstücks am
Europaplatz in Berlin rügt eine unzuläs-
sige Abstandsflächenüberlappung zwi-
schendemgeplantenHochhaus auf ihrem
Grundstück und dem geplanten Hoch-
haus auf dem Nachbargrundstück.
Zugrunde liegt der Bebauungsplans
II-201db für die Umbauung der nördli-

chen Hälfte des Humboldthafens am
Berliner Hauptbahnhof. Da die Abstands-
flächen nicht eingehalten werden, seien
die geplanten Räume nicht ausreichend
mit Tageslicht versorgt. Dies führe dazu,
dass die allgemeinen Anforderungen an
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse
nicht eingehalten werden.
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DIE FOLGEN

Der Bebauungsplan ist unwirksam, ent-
scheidet das OVG Berlin-Brandenburg.
Grund ist eine fehlerhafte Abwägung des
Plangebers bei der Abstandsflächenüber-
lappung zwischen den beiden Grund-
stücken. Zwar ist eine Unterschreitung
der Abstandsflächen in bestimmten Fäl-
len zulässig, in denen der Schutzzweck
der Regelung gewahrt bleibt. Allein die
Besonnungs- und Verschattungsstudie

mit einer – im konkreten Einzelfall unter-
schrittenen – Mindestbesonnungsdauer
von zwei Stunden zur Tag- undNachtglei-
che reicht dabei allerdings nicht aus, um
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse
nachzuweisen. Vielmehr muss für die
geplanten Arbeitsräume gutachterlich
sichergestellt werden, dass die Innen-
räume ausreichend belichtet sind. Das ist
hier nicht erfolgt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Das aus der OVG-Entscheidung „Am Zir-
kus“ aus dem Jahr 2004 abgeleitete Zwei-
Stunden-Kriterium, das seitdem Abwä-
gungsgrundlage vieler Bebauungspläne in
Berlin war, kann nun nicht mehr als Indiz
dafür herangezogen werden, dass
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse
gewahrt sind. Vielmehr fordert das OVG
eine strengere Orientierung an den DIN-
Normen zur ausreichenden Besonnung
und Belichtung. Zumindest für Arbeits-
stätten soll zudem stets eine Belichtungs-
untersuchung erforderlich sein, deren
praktische Umsetzung mit großem plane-
rischen Aufwand verbunden ist. Zwar
erkennt das OVG den Prognosecharakter

der Belichtungsuntersuchung an. Bei der
Aufstellung eines Bebauungsplans ist aber
zumindest für Angebotsbebauungspläne
keine abschließende Planvorgabe zur
genauen Grundriss- und Fassadengestal-
tung möglich. Dem Plangeber ist zu emp-
fehlen, mit Beispielgrundrissen zu arbei-
ten, die eine ausreichende Belichtung
vorweisen. Zu beachten ist auch, dass
die DIN-Normen keine Rechtsvorschrif-
ten und daher der Abwägung zugänglich
sind. Voraussetzung ist allerdings, dass
die Abwägung ordnungsgemäß erfolgt
und der Plangeber auf andere Weise
gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse
nachweist. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Paul M. Kiss

von CBH Rechtsanwälte
Quelle: CBH Rechtsanwälte

Maklerrecht. Ein Grundstückseigentümer,
dessen Grundstück versteigert wird, ist nicht
verpflichtet, dem die Versteigerung
betreibenden Gläubiger Maklerkosten zu
erstatten, die er aufgewandt hat, um den
Bieterkreis zu vergrößern.

OLG Hamburg, Urteil vom 16. Juni 2021,
Az. 13 U 226/20

In der Zwangsversteigerung zahlt
der Gläubiger den Makler
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DER FALL

Ein Makler wurde damit beauftragt, Inte-
ressenten für eine in der Zwangsversteige-
rung befindliche Immobilie – ein sanie-
rungsbedürftiges Kulturdenkmal – zu fin-
den, damit möglichst viele und hohe
Gebote abgegeben werden. Den Auftrag
erteilte nicht der Grundstückseigentümer,
sondern der Gläubiger, der die Zwangs-

versteigerung betrieb. Im Versteigerungs-
termin erhielt ein Bieter den Zuschlag,mit
dem der Makler zuvor Gespräche geführt
hatte. Der Gläubiger, der die Versteige-
rung betrieben hatte, bezahlte dieMakler-
kosten und verlangte vom Grundstücks-
eigentümer, dass er sie ihm erstattet.
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DIE FOLGEN

In der ersten Instanzwar das LGHamburg
der Ansicht, dass der Gläubiger Anspruch
gegen den Grundstückseigentümer auf
Erstattung der Maklerkosten hat. Der
Eigentümer ging in Berufung und hatte
vor dem OLG Hamburg Erfolg. Er muss
den Makler nicht bezahlen. Ein vertragli-
cher Erstattungsanspruch scheidet von
vornherein aus. Ein Anspruch aus einer
„Geschäftsführung ohne Auftrag“ besteht
ebenfalls nicht. Der Eigentümer ist bloß
verpflichtet, die Zwangsvollstreckung in
das Grundstück zu dulden. Eine Ver-
pflichtung oder Obliegenheit, an der best-
möglichen Verwertung des Grundstücks

mitzuwirken, trifft ihn nicht, sodass der
Gläubiger keine Angelegenheit des Eigen-
tümers besorgt hat, als er den Makler ein-
schaltete. Bei der Verwertung der Sicher-
heit handelt es sich um das alleinige Inte-
resse desGläubigers. Auch eineErstattung
im Rahmen eines Verzugsschadens
kommt nicht in Betracht. Die Einschal-
tung des Maklers war voreilig und wäre
allenfalls gerechtfertigt gewesen, wenn in
einem ersten Versteigerungstermin kein
akzeptables Gebot abgegeben worden
wäre und der Gläubiger zu befürchten
gehabt hätte, dass der Erlös nicht zu seiner
Befriedigung ausreichen würde.
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WAS IST ZU TUN?

Im Zwangsversteigerungsverfahren voll-
zieht sich der Eigentumserwerb nicht auf-
grund eines Kaufvertrags, sondern auf-
grund eines staatlichen Hoheitsakts. Im
Rahmen einer Zwangsversteigerung kann
der Makler also weder die Gelegenheit
zum Abschluss eines Grundstückskauf-
vertrags nachweisen noch eine solche
Gelegenheit vermitteln. In der Konstella-
tion einer Zwangsversteigerung ist es
daher besonders wichtig, einen deutlich

formulierten Maklervertrag abzuschlie-
ßen, in dem die zu erbringende Leistung
und die Vergütung klar definiert sind. In
der Regel wird die Tätigkeit des Maklers
hier keinen Einfluss auf die konkreteHöhe
des Meistgebots haben. Geht es dem
Auftraggeber aber darum, den Interessen-
kreis im Versteigerungstermin zu erwei-
tern, dann kommt insbesondere der
Abschluss eines Maklerdienstvertrags in
Betracht. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Alexander Wronna
von KNH Rechtsanwälte

Quelle: KNH Rechtsanwälte

Baurecht. Der Objektplaner hat die
Fachleistungen anderer Planer zu
koordinieren. Er muss die Planung
überprüfen, wenn sich der Bauherr
nachträglich für eine Änderung entscheidet.

OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 5. Juli 2021,
Az. 29 U 110/20

Der Architekt muss Änderungen
baubegleitend nachplanen
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DER FALL

Ein Architekt plant die Nassbereiche –
Küche und Spülküche – für einen Schul-
bau wegen der Bodenabläufe mit einer
Bodenabdichtung. Nachträglich entschei-
det sich der Bauherr für den Einbau eines
Trinkbrunnens. Dafür sieht der Fachpla-

ner einen Bodenablauf auch im Flur vor.
Der Architekt versäumt es, die dazu gehö-
rende Abdichtung zu planen. Nach der
Fertigstellung kommt es zu Feuchtigkeits-
schäden.
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DIE FOLGEN

Der Architekt ist schadenersatzpflichtig,
entscheidet das OLG Frankfurt. Ausge-
hend von der nachträglichen Entschei-
dung des Bauherrn, einen Trinkbrunnen
mit Bodeneinlauf einzubauen, oblag es
dem Architekten, seine Ausführungspla-

nung zu überarbeiten. Als der für das
Gesamtbauvorhaben zuständige Objekt-
planer hätte er seine Ausführungsplanung
im Rahmen der Leistungsphase 5 fort-
schreiben und die fehlende Abdichtung
im Flur vorsehen müssen.
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WAS IST ZU TUN?

Die Teilleistung „Fortschreiben der Aus-
führungsplanung“ beinhaltet, dass die
zum Teil noch lückenhafte Planung nach-
träglich ergänzt wird. Das sind z.B. Detail-
lierungen, die erst nach der Angabe von
produktspezifischenDetails aus derWerk-
statt- und Montageplanung erfolgen kön-
nen. Nicht erfasst sind nachträgliche Pla-
nungsänderungen während der Bauaus-
führung, die zu einer Überarbeitung der
Entwurfs- und Ausführungsplanung füh-
ren. Die Entscheidung des OLG Frankfurt
ist insofern unpräzise. Nicht im Rahmen
der Teilleistung „Fortschreiben der Aus-
führungsplanung“ hätte der Architekt die
Änderungen für den nachträglich
gewünschten Trinkbrunnen mit Boden-
einlauf umsetzen müssen. Vielmehr ent-
springt diese Pflicht seiner umfassenden
Koordinationsverantwortung als Objekt-
planer. Wird eine bislang mangelfreie
Planung von einem anderen Baubeteilig-

ten „umgeplant“, dannmuss der Architekt
die neue Planung überprüfen. Kommt es
zur Umsetzung, dann stellt die Umpla-
nung eine Änderungsanordnung dar, die
den Architekten dazu verpflichtet, für eine
Überarbeitung der eigenen Leistung und
der Gesamtplanung zu sorgen (vgl. OLG
Celle, Az. 5 U 40/13). Eine exakte Abgren-
zung zwischen dem „Fortschreiben der
Ausführungsplanung“ und der Ände-
rungspflicht aufgrund von Umplanungen
Dritter ist vor allem bei Teilaufträgen
wichtig. Wird der Architekt nur mit den
Leistungen der Leistungsphasen 1 bis 5
beauftragt, muss er seine zum Teil noch
lückenhafte Ausführungsplanung um
spätere Details aus der Werkstatt- und
Montageplanung ergänzen bzw. fort-
schreiben. Umplanungen seiner zunächst
mangelfreien Ausführungsplanung aber
braucht er in der Regel nicht mehr umzu-
setzen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Rostyslav Telyatnykov

von White & Case
Quelle: White & Case

Grundstücksrecht. Der Auftrag, im eigenen
Namen für Rechnung des Auftraggebers ein
Grundstück zu erwerben, ist hinsichtlich der
Verpflichtung zur Weiterübertragung
formbedürftig, wenn der Beauftragte schon
Eigentümer des Grundstücks ist.

BGH, Urteil vom 25. Juni 2021,
Az. V ZR 218/19

Verpflichtung zur Übereignung
kann formbedürftig sein
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DER FALL

Die Beklagte schloss mit einemDritten im
Oktober 1992 im eigenen Namen einen
Kaufvertrag über eine Wohnung ab. Sie
wurde zu einem nicht festgestellten Zeit-
punkt Eigentümerin. Im November 1992
schloss die Beklagte mit dem Kläger einen
Treuhandvertrag ab. Dort wurde der
Erwerb des Wohnungseigentums durch

die Beklagte auf Kosten des Klägers ver-
einbart sowie ein lebenslanges Wohn-
recht des Klägers und die Verpflichtung
der Beklagten, die Wohnung auf Wunsch
des Klägers zu übertragen. Unter Beru-
fung auf den Treuhandvertrag verlangt
derKläger dieÜbereignungderWohnung.
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DIE FOLGEN

Das Berufungsgericht meint, dass der Klä-
ger keinen Anspruch auf Übertragung der
Wohnung hat, weil der Vertrag notariell
hätte beurkundet werden müssen. Der
BGHwies die Sache zurück, um zu prüfen,
ob die Beklagte bei Abschluss der Verein-
barung bereits das Eigentum an der Woh-
nung erworben hatte. Laut BGH ist der
Auftrag, im eigenen Namen für Rechnung
des Auftraggebers ein Grundstück zu
beschaffen, nur hinsichtlich der Erwerbs-
pflicht des Beauftragten formbedürftig.

Die Verpflichtung zur Weiterübertragung
des Grundstücks ist es grundsätzlich
nicht, da sie nicht erst aus der vertragli-
chen Abrede, sondern schon aus Gesetz
(§ 667 BGB) folgt. Etwas anderes gilt nur,
wenn der Beauftragte im Zeitpunkt der
Treuhandabrede bereits Eigentum oder
ein Anwartschaftsrecht an dem Grund-
stück erlangt hat. In einem solchen Fall
wird eine Übereignungspflicht erst in der
Treuhandvereinbarung begründet.
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WAS IST ZU TUN?

Im Rahmen der Gestaltung von Treu-
handverträgen bzgl. Grundstückserwerb
undWeiterübertragung ist imEinzelfall zu
prüfen, inwieweit die notarielle Beurkun-
dung erforderlich ist. Dies ist der Fall
hinsichtlich der Erwerbspflicht des Beauf-
tragten. Wird hingegen im Treuhandver-
trag eine Pflicht zur weiteren Grund-
stücksübereignung vereinbart, gilt Fol-
gendes: Grundsätzlich ist die Vereinba-
rung nicht beurkundungsbedürftig, da die
Übereignungspflicht bereits aus dem
Gesetz folgt. Der Beauftragte erlangte das
Grundstück im Rahmen der Geschäftsbe-

sorgung und hat es an den Auftraggeber
herauszugeben. Die Vereinbarung der
Übereignungspflicht ist hingegen zu beur-
kunden, wenn der Beauftragte im Zeit-
punkt der Beauftragung bereits das Eigen-
tum oder eine gesicherte Erwerbsposition
erworben hat, d.h. Auflassung sowie Vor-
merkung bzw. Eigentumsumschreibungs-
antrag. Gleiches gilt, wenn sich aus dem
Treuhandvertrag ergibt, dass die Parteien
die gesetzliche Folge der Herausgabe des
aus der Geschäftsbesorgung Erlangten auf-
gehoben haben. (redigiert von Anja Hall)

ANZEIGE


